8 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ETF Nr. 35. 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Regelung der Forſtverhältniſſe für das ehemalige Juſtizamt Olpe im Kreiſe Olpe, 
Regierungsbezirk Arnsberg, S. 28s. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des 
Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Blankenheim, Geilenkirchen, Heinsberg, 
Hennef, Rheinbach, Adenau, Boppard, Caſtellaun, Cochem, Mayen, Trarbach, Opladen, Saarlouis, 
Sankt Wendel, Bitburg, Daun, Hillesheim, Neuerburg, Perl, Prüm, Rhaunen, Saarburg, Waxweiler 
und Wittlich, S. 297. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 298. 


(Jr. 9935.) Geſetz, betreffend die Regelung der Forſtverhältniſſe für das ehemalige Juſtizamt 
Olpe im Kreiſe Olpe, Regierungsbezirk Arnsberg. Vom 3. Auguſt 1897. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie für das 
ehemalige Juſtizamt Olpe im Kreiſe Olpe, Regierungsbezirk Arnsberg, was folgt: 


Sr 


Die in der Anlage A bezeichneten Jahnſchaften unterliegen hinſichtlich des. 


— FPorſtbetriebes und ihrer Benutzung der Aufſicht des Staates nach Maßgabe der 


“2 


geſetzlichen Beſtimmungen, welche für die Holzungen derjenigen Gemeinden gelten, 
in deren Bezirk ſie ihren Sitz haben. 

Eine Jahnſchaft hat ihren Sitz in derjenigen Gemeinde, in welcher der dem 
Flächeninhalte nach größere Theil der Jahnſchaftsgrundſtücke belegen iſt. 


$. 2. 

Die Jahnſchaften können unter ihrem Namen Rechte erwerben und Ver— 
bindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grundſtücken 
erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden. 

Gr: 

Die Jahnſchaftsgenoſſen find Miteigenthümer des Jahnſchaftsvermögens. 
Sie nehmen nach Verhältniß ihrer Antheile an den Nutzungen und Laſten der 
Jahnſchaft Theil. 
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Ausgegeben zu Berlin den 23. Auguſt 1897. 


ae 


Die Genoſſen können über ihre Antheile frei verfügen, dürfen fie jedoch 
nicht unter das für jede Jahnſchaft von der Aufſichtsbehörde feſtzuſtellende Ein⸗ 
heitsmaß hinab theilen. 

$. 4. 


Die den Jahnſchaften bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes gehörigen Grund— 
ſtücke unterliegen als Jahnſchaftsgrundſtücke den Vorſchriften der §§. 5 bis 7. 


§. 5. 
Die Jahnſchaften dürfen der Regel nach nicht in Natur getheilt werden. 
Eine ſolche Theilung iſt nur inſoweit zu geſtatten, als 
1) die Holzung zu einer forſtmäßigen Bewirthſchaftung nicht geeignet iſt, 
oder 
2) der Grund und Boden zu anderen, als forſtlichen Zwecken dauernd 
mit erheblich größerem Vortheile benutzt werden kann 
und landes- oder forſtpolizeiliche Intereſſen nicht entgegenſtehen. 
Ueber die Statthaftigkeit der Theilung entſcheidet die Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde. 
F. 6. 


Zur Veräußerung von Theilſtücken iſt die Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
erforderlich. Die Genehmigung muß ertheilt werden, wenn die Bedingungen des 
§. 5 vorliegen. 

Der Genehmigung bedarf es nicht, wenn die Veräußerung für Zwecke 
erfolgt, wegen welcher das Enteignungsverfahren zuläſſig iſt. 


NR 
Die Belaſtung von Jahnſchaftsgrundſtücken mit Hypotheken und Grund» 
ſchulden iſt fortan unzuläſſig. 
§. 8. 
Die Eigenſchaft eines Grundſtückes als Jahnſchaftsgrundſtück kann nicht 
angefochten werden, wenn das Grundſtück vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
in einem von der Aufſichtsbehörde beſtätigten Rezeſſe als zur Jahnſchaft 
eingeworfen bezeichnet, oder 
durch einen Namens der Jahnſchaft geſchloſſenen, der Form nach rechts— 
gültigen Vertrag, insbeſondere durch Austauſch von Grundſtücken 
mehrerer Jahnſchaften, der Jahnſchaft übereignet, oder 
bei der Vertheilung der Jahnſchaftsnutzungen und Laſten ohne Wider⸗ 
ſpruch der Betheiligten als zur Jahnſchaft gehörig behandelt worden iſt. 


$. 9. 
Die von einer Jahnſchaft nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erworbenen 
Grundſtücke erlangen durch Aufnahme in den Jahnſchaftsverband (F. 16) die 


„ 


Eigenſchaft von Jahnſchaftsgrundſtücken. Die Aufnahme kann nur erfolgen, wenn 

ie aufzunehmenden Grundſtücke von Pfandverbindlichkeiten und ſonſtigen, mit 
der Geſchloſſenheit und der gemeinſamen Bewirthſchaftung der Jahnſchaftsgrund⸗ 
ſtücke nicht vereinbaren dinglichen Laſten frei ſind. 


$. 10. 

Sind einer Jahnſchaft gehörige Grundſtücke veräußert, ſo kann die Ver⸗ 
äußerung wegen der Geſchloſſenheit des Jahnſchaftsverbandes oder wegen Mängel 
in der Vertretung der Jahnſchaft nicht mehr angefochten werden, wenn die Ver⸗ 
Äußerung vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes von der Aufſichtsbehörde genehmigt iſt. 
Hat eine ſolche Genehmigung nicht ſtattgefunden, ſo iſt die Anfechtung aus den 
angegebenen Gründen nur während eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes zuläſſig. 

§. 11 


Durch die Vorſchriften der $$. 8 und 10 wird ein vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes anhängig gewordenes Anfechtungsverfahren nicht berührt. 


8.12, 

Soweit nicht Verträge, rechtskräftige Entſcheidungen, durch Verjährung 
oder im redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grundbuches erworbene Rechte 
entgegenſtehen, tritt der für ein Jahnſchaftsgrundſtück feſtgeſetzte Vermögens⸗ 
antheil Jahnſchaftsantheil) an deſſen Stelle und überkommt in rechtlicher Be— 
ziehung alle Eigenſchaften des Grundſtücks. Dies gilt auch für die Antheile 
ſolcher Grundſtückseigenthümer, welche bei der Bildung der Jahnſchaft nicht zu⸗ 
gezogen ſind, ſowie für die Grundſtücke von Jahnſchaftsgenoſſen, welche durch 
Grundſtücksaustauſchungen mehrerer Jahnſchaften unter einander ihren Antheil 
an dem Vermögen einer anderen Jahnſchaft als derjenigen, mit welcher ihre 
Grundſtücke vereinigt ſind, erhalten haben. 

Iſt für mehrere Grundſtücke nur ein einziger Jahnſchaftsantheil feſtgeſetzt, 
ſo tritt an die Stelle eines jeden Grundſtückes ein entſprechender Theil dieſes 
Antheiles. Dieſer Theil beſtimmt ſich nach der bei Ermittelung der Jahnſchafts⸗ 
antheile zu Grunde gelegten Abſchätzung und, falls dieſe nicht mehr vorhanden 
iſt oder den Werth der einzelnen Grundſtücke nicht erſehen läßt, nach dem Grund— 
ſteuerreinertrage. 

$. 13. 

Die Jahnſchaftsantheile gelten als feſtgefetzt im Sinne des §. 12, wenn 
fie in einem von der Aufſichtsbehörde beſtätigten Rezeſſe feſtgeſtellt oder bei Ver- 
theilung der Jahnſchaftsnutzungen und Laſten ohne Widerſpruch der Betheiligten 
zu Grunde gelegt ſind. 

Die vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes bewirkte Vertheilung der Jahnſchafts⸗ 
nutzungen und Laſten wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
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§. 14. 

Der Jahnſchaftsvorſtand vertritt die Jahnſchaft gerichtlich und außer— 
gerichtlich den Genoſſen und Dritten gegenüber. 

Er beſteht aus dem Amtmann (Bürgermeiſter) als Vorſitzenden Vorſteher) 
und mindeſtens zwei Beiſitzern. 

An Stelle des Amtmanns kann von der Aufſichtsbehörde der Gemeinde— 
vorſteher als Vorſitzender beſtellt werden. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſitzende durch den geſetzlichen Vertreter 
in ſeinem Hauptamt, der Beiſitzer durch einen gewählten Stellvertreter vertreten. 

Die Beiſitzer und deren Stellvertreter werden von den Jahnſchaftsgenoſſen 
aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. Sie müſſen am Sitze der Jahnſchaft 
wohnen und im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſein. 

Die Vorſtandsmitglieder verwalten ihr Amt unentgeltlich; erhalten aber 
baare Auslagen von der Jahnſchaft erſetzt. 

Das Amt eines Vorſtandsmitgliedes kann nur aus denſelben Gründen 
abgelehnt oder niedergelegt werden, aus welchen dies bei unbeſoldeten Gemeinde— 
ämtern zuläſſig iſt. Geſchieht dies, ohne daß ein derartiger Grund vorliegt, ſo 
kann die Jahnſchaftsverſammlung ($. 16) das betreffende Mitglied für drei Jahre 
von der Ausübung des Stimmrechtes ausſchließen. 

Die Beiſitzer und die Stellvertreter werden durch den Vorſitzenden mittelſt 
Handſchlages an Eidesſtatt verpflichtet. 

Die ausſcheidenden Beiſitzer und Stellvertreter bleiben bis zur Verpflichtung 
der neugewählten in Wirkſamkeit. 

$. 15. 

Der Vorſtand verwaltet das Jahnſchaftsvermögen unter Beachtung der 
Beſchlüſſe der Jahnſchaftsverſammlung ($. 16) und der Anordnungen der Auf— 
ſichtsbehörde. 

Er beſchließt mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 

Dem Vorſitzenden liegt die Ausführung der Vorſtandsbeſchlüſſe und die 
Leitung der Jahnſchaftsverſammlung ob. Er kann ſich hierbei durch die Bei— 
ſitzer vertreten laſſen, welche zu feiner Unterſtützung, insbeſondere bei den örtlichen 
Geſchäften, verpflichtet ſind. 

Der Nachweis, daß der Vorſtand ordnungsmäßig zuſammengeſetzt iſt, 
wird durch eine Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde geführt. 

Urkunden, welche die Jahnſchaft verpflichten ſollen, ſind von dem Vor— 
ſitzenden und mindeſtens einem Beiſitzer zu vollziehen. 8 

Iſt nach §. 16 zur Verpflichtung der Jahnſchaft ein Jahnſchaftsbeſchluß 
erforderlich, ſo muß das Datum des Beſchluſſes und, wenn dieſer der Genehmi— 
gung der Aufſichtsbehörde bedarf, auch das Datum der Genehmigung in der 
Urkunde angegeben werden. Die Wirkſamkeit der Erklärungen des Vorſtandes 
Dritten gegenüber iſt von der Rechtsgültigkeit des Jahnſchaftsbeſchluſſes unabhängig. 
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$. 16. 


Ein Beſchluß der Verſammlung der Jahnſchaftsgenoſſen CJahnſchafts— 
verſammlung) iſt erforderlich: 

1) zur Theilung einer Jahnſchaft in Natur, zur Veräußerung von Jahn⸗ 
ſchaftsgrundſtücken, zu ihrer Belaſtung mit dinglichen Rechten, zur 
Aufnahme von Grundſtücken in den Jahnſchaftsverband ſowie zur Ab— 
löſung von Hude- und anderen Gerechtſamen; 

2) zur Einführung einer anderen als forſtlichen Benutzung von Jahn— 
ſchaftsgrundſtücken; 

3) zur Vertheilung der Jahresnutzungen, ſoweit fie nicht durch das Loos 
erfolgt 

4) zur Aufnahme von Darlehen; 

5) zur Beſtimmung der Zahl der zu wählenden Vorſtandsbeiſitzer und 
Stellvertreter; 

6) zur Wahl der Vorſtandsbeiſitzer und Stellvertreter, wie des zu be— 
ſtellenden Rechners; 

7) zum Erlaß von Satzungen über die Rechte und Pflichten der Jahn— 
ſchaftsgenoſſen und Beamten, über die Verwaltung und Bewirth— 
ſchaftung der Jahnſchaftsgrundſtücke, über die Anordnung von Zwangs— 
maßregeln und über die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen, die bis zur 
Höhe von ſechszig Mark verhängt werden können und in die zu bildende 
Jahnſchaftskaſſe fließen. 

Die Beſchlüſſe zu 1, 2, 4 und 7 bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Ge— 

nehmigung durch die Aufſichtsbehörde nach Anhörung des Kreisausſchuſſes. 

Bei der Beſchlußfaſſung der Jahnſchaftsverſammlung entſcheidet die nach 
Antheilen zu berechnende Mehrheit der erſchienenen Genoſſen, bei Stimmen— 
gleichheit die Stimme des Vorſitzenden. 

Jeder Genoſſe kann ſich in der Verſammlung durch einen Bevollmächtigten 
vertreten laſſen; doch werden nur Genoſſen als Bevollmächtigte zugelaſſen. Ein 
Bevollmächtigter kann nicht mehr als einen Genoſſen vertreten. Der Bevoll— 
mächtigte hat die Bevollmächtigung durch Vorlegung einer ſchriftlichen Vollmacht 
nachzuweiſen. 

Steht ein Antheil mehreren Perſonen gemeinſchaftlich zu, ſo haben dieſe 
dem Vorſteher ſchriftlich denjenigen unter ihnen zu bezeichnen, dem die Stimm— 
führung übertragen ſein ſoll. 

Für eine Ehefrau wird ihr Ehemann als Vertreter zugelaſſen; er bedarf 
einer Vollmacht nicht. 

Zur Jahnſchaftsverſammlung ſind die Genoſſen ſpäteſtens am dritten Tage 
vor der Verſammlung unter Angabe des Gegenſtandes der Berathung durch 
ortsübliche Bekanntmachung zu laden. 

(Nr. 9935.) 
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In den Fällen von 1, 4 und 7 find Genoſſen, die nicht in der Gemeinde 
wohnen, in welcher die Jahnſchaft ihren Sitz hat, ſoweit ihr Aufenthaltsort 
bekannt iſt, ſchriftlich durch Aufgabe der Ladung zur Poſt zu laden. 

Die Einberufung der Jahnſchaftsverſammlung erfolgt durch den Vor— 
ſitzenden (Vorſteher), ſo oft er dies für erforderlich hält. Die Verſammlung iſt 
zu berufen, wenn die Aufſichtsbehörde es anordnet, oder wenn der vierte Theil 
der Genoſſen, nach Antheilen berechnet, darauf anträgt. 


F. 175 


Der Vorſteher hat ein Lagerbuch zu führen, aus welchem ſich die 
Jahnſchaftsantheile und deren Eigenthümer ergeben müſſen. 

Das Amtsgericht hat von den im Grundbuche eingetragenen Eigenthums⸗ 
veränderungen dem Vorſteher unverzüglich Mittheilung zu machen. Dieſer darf 
erſt auf Grund einer ſolchen Benachrichtigung den Eigenthumswechſel im Lager— 
buche nachtragen. 

Nur der im Lagerbuche eingetragene Genoſſe kann die Rechte eines ſolchen 
der Jahnſchaft gegenüber geltend machen. Dieſe kann ſich dagegen wegen der 
Verbindlichkeiten an ihn oder an ſeinen Nachfolger halten. 


$. 18. 

Die der Jahnſchaft gehörigen Grundſtücke werden auf den Namen der 
Jahnſchaft, die Jahnſchaftsantheile auf den Namen der Jahnſchaftsgenoſſen im 
Grundbuche eingetragen. Die Eigenſchaft eines Jahnſchaftsgrundſtückes iſt im 
Grundbuche zu vermerken. Die der Jahnſchaft Drolshagen gehörigen Jahnſchafts— 
grundſtücke find auf den Namen der Jahnſchaft unter Hinzufügung des Looſes, 
zu dem ſie gehören, einzutragen. 

Die Einrichtung des Grundbuches erfolgt nach einer vom Juſtizminiſter 
zu erlaſſenden Anweiſung. 


§. 19. 

In den erſten fünf Jahren nach dem Inkrafttreten des Geſetzes genügt 
es zu dem Antrage auf Aufgebot eines Jahnſchaftsantheils, wenn der Antrag⸗ 
ſteller glaubhaft macht: 

J) daß er im Eigenbeſitze des Jahnſchaftsantheils ſei, oder 

2) falls der Jahnſchaftsantheil oder ſämmtliche Grundſtücke, an deren 

Stelle er getreten iſt, für Jahnſchaftsgenoſſen im Grundbuche ein— 
getragen ſtehen, daß der Eigenbeſitz des Antragſtellers im Sinne des 
F. 927 Abſatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches für das 
Deutſche Reich zehn Jahre gedauert habe, ſowie daß der eingetragene 
Eigenthümer geſtorben oder verſchollen ſei, vorausgeſetzt, daß eine 
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Eintragung in das Grundbuch, die der Zuſtimmung des Eigenthümers 
bedurfte, ſeit zehn Jahren nicht erfolgt iſt. 

Derjenige, welcher das Ausſchlußurtheil erwirkt hat, erlangt das Eigenthum 
dadurch, daß er ſich als Eigenthümer in das Grundbuch eintragen läßt. 

Iſt vor der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils ein Dritter als Eigenthümer 
oder wegen des Eigenthums eines Dritten ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit 
> Grundbuchs eingetragen worden, fo wirkt das Urtheil nicht gegen den 
Dritten. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebotes erfolgt unter Beſtimmung 
einer Aufgebotsfriſt von drei Monaten durch einmalige Einrückung in das 
Regierungsamtsblatt und durch Aushang an der Gerichtsſtelle, ſowie an der 
für amtliche Bekanntmachungen beſtimmten Stelle in derjenigen Gemeinde, in 
welcher die Jahnſchaft ihren Sitz hat; nach Ermeſſen des Amtsgerichts auch 
durch Einrückung in das amtliche Kreisblatt. 

Das Aufgebot iſt dem in dem Rezeſſe oder in den Betheiligungstabellen 
verzeichneten Beſitzer von Amtswegen zuzuſtellen, falls der Aufenthaltsort deſſelben 
bekannt und das Aufgebot nicht von ihm beantragt iſt. 

Im Uebrigen find die $$. 823 bis 832 und 834 bis 836 der Civilprozeß⸗ 
ordnung entſprechend anzuwenden. 


§. 20. 
Das Aufgebot erfolgt gebührenfrei, ſoweit es innerhalb zweier Jahre nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragt wird. Für die erſte Eintragung der 
Jahnſchaftsantheile werden gleichfalls Gebühren nicht erhoben. 


9.221. 

Bis zum Erlaß einer von der Aufſichtsbehörde genehmigten Satzung 
werden die im F. 16 Ziffer 7 aufgeführten Gegenſtände durch eine nach An— 
hörung des Kreisausſchuſſes zu erlaſſende Verordnung des Regierungspräſidenten 
eregelt. 

Für Gegen dieſe, durch das amtliche Kreisblatt zu veröffentlichende Verordnung 
ſteht jedem Betheiligten binnen vier Wochen nach der Ausgabe der betreffenden 
Kreisblattnummer die Beſchwerde an den Oberpräſidenten zu, welcher endgültig 
entſcheidet. 


§. 22. 
Auf die VIer, XIer und XIIer Looſe der Jahnſchaft Drolshagen (An⸗ 
lage A. III. 1) finden vorſtehende Beſtimmungen mit der Maßgabe Anwendung, 
1) daß für ſämmtliche Looſe nur ein fie verpflichtender Vorſtand gebildet 
wird, welcher aus dem Amtmann als Vorſitzenden und vier Beiſitzern 
oder deren Stellvertretern befteht; 
(Nr. 9935.) 
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2) daß für ſämmtliche Looſe nur eine Generalverſammlung aus den 
ſämmtlichen Genoſſen der einzelnen Looſe berufen wird, die nach 
Loosantheilen abſtimmen, wobei der Antheil an einem Elfer- und 
Zwölferlooſe für zwei Stimmen, der Antheil an einem Sechſerlooſe 
für eine Stimme zählt; 
daß bei der Veräußerung und Belaſtung von Jahnſchaftsgrundſtücken 
die Zuſtimmung derjenigen Genoſſen, denen das von dem Beſchluß 
der Generalverſammlung getroffene Loos gehört, und zwar, wenn an 
dem Looſe mehrere Perſonen betheiligt ſind, die Zuſtimmung der nach 
Antheilen zu berechnenden Mehrheit erforderlich ft; 
daß die Theilung der zur Jahnſchaft Drolshagen gehörigen Grundſtücke 
im Wege des Auseinanderſetzungsverfahrens zu erfolgen hat, wobei 
die Betheiligten hinſichtlich der ihnen als Abfindungen zugetheilten 
Grundſtücke durch die Auseinanderſetzungsbehörde gleichzeitig zu Wald— 
wirthſchaftsgenoſſenſchaften im Sinne des F. 23 Abſatz 2 Ziffer 2 des 
Geſetzes, betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, vom 
6. Juli 1875 Geſetz-Samml. ©. 416) vereinigt werden. 

Die Theilung erfolgt nur auf Antrag. Zur Stellung deſſelben 
iſt berechtigt 

a) die Aufſichtsbehörde, 

bp) ein Drittel der Betheiligten, wenn die in Frage kommenden 

Grundſtücke mehr als die Hälfte des Kataſtralreinertrages 
ſämmtlicher betheiligten Grundſtücke haben. 


Im Uebrigen werden die Eigenthumsverhältniſſe an den einzelnen zur 
Jahnſchaft gehörigen Looſen durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
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F. 23. 
Die Beſtimmung des F. 22 Ziffer 4 findet auch auf die zur Jahnſchaft 


Huſten gehörigen Grundſtücke Anwendung (Anlage A. III. 2). 


$. 24. 

Die Vorſchriften der $$. 1 bis 21 einſchließlich gelten auch für die in den 
Gemarkungen Rehringhauſen, Neuenkleusheim und Lütringhauſen-Stachelau unter 
der Bezeichnung von Konſortenſtücken beſtehenden gemeinſchaftlichen Holzungen. 
Ihnen können nach Anhörung des Kreistages durch Allerhöchſte Verordnung 
weitere Konſortenſtücke hinzugefügt werden, inſoweit ſie ſich nach ihrer Be— 
ſchaffenheit und ihrem Umfange zu einer forſtmäßigen Bewirthſchaftung eignen 
und ſofern nicht nachgewieſen wird, daß die Gemeinſchaft durch ein beſonderes 
privatrechtliches Verhältniß entſtanden iſt. 

Für die den Vorſchriften dieſes Geſetzes unterliegenden Konſortenſtücke können 
durch Satzungen, welche von der Aufſichtsbehörde nach Anhörung der Eigen— 


u 


thümer zu erlaſſen find, die Beſtimmungen der $$. 14 und 15 dieſes Geſetzes 
geändert werden. 


F. 25. 

Die Eigenthümer derjenigen Grundſtücke, welche unter der Bezeichnung 
Forſtbezirke bis zu dem Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend Schutzwaldungen 
und Waldgenoſſenſchaften, vom 6. Juli 1875 GGeſetz-Samml. S. 416) gemein- 
ſchaftlich nach beſtimmter Schlageintheilung unter Staatsaufſicht bewirthſchaftet 
worden ſind (Anlage B), werden von dem Regierungspräſidenten zum Zwecke 


der gemeinſchaftlichen, forſtmäßigen Bewirthſchaftung ihrer Grundſtücke zu Wald⸗ 


genoſſenſchaften im Sinne des F. 23 Abſatz 2 Ziffer 2 des vorgedachten Geſetzes 
vereinigt. 

Die Grundſätze über die Verwaltung und Bewirthſchaftung des Ge— 
noſſenſchaftsvermögens, über die Anordnung von Zwangsmaßregeln und über 
die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen, die bis zur Höhe von ſechszig Mark ver— 
hängt werden können und in die Genoſſenſchaftskaſſe fließen, werden durch eine 
von der Genoſſenſchaft zu beſchließende Satzung, welche der Genehmigung durch 
die Aufſichtsbehörde bedarf, bis zum Zuſtandekommen einer ſolchen Satzung 
aber durch eine nach Anhörung des Kreisausſchuſſes zu erlaſſende Verordnung 
des Regierungspräſidenten geregelt. 

Auf dieſe Verordnung finden die Beſtimmungen des F. 21 Abſatz 2 ent— 
ſprechende Anwendung. 

Im Uebrigen find für die Forſtbezirke die Vorſchriften des Eingangs 
bezeichneten Geſetzes maßgebend. 


$. 26. 

Die forſttechniſche Verwaltung der dieſem Geſetze unterſtellten, zu Jahn— 
ſchaften, Konſortenſtücken und Forſtbezirken gehörigen Grundſtücke wird durch 
einen, nach Anhörung des Kreisausſchuſſes von der Aufſichtsbehörde anzuſtellenden 
Forſtbeamten geführt, dem zugleich die Verwaltung benachbarter gemeinſchaftlicher 
Holzungen und Gemeinde- und Anſtaltswaldungen übertragen werden kann. 

Die hierdurch entſtehenden Koſten werden von den betheiligten Verbänden 
der in dieſer Weiſe forſttechniſch verwalteten Grundſtücke durch Forſtverwaltungs— 
beiträge aufgebracht, welche an die Staatskaſſe zu zahlen find und deren Höhe 
gleichmäßig nach der Fläche von der Aufſichtsbehörde feſtgeſetzt wird. Soweit 
die Zahlung der Forſtverwaltungskoſtenbeiträge ſeitens der betheiligten Verbände 
bis zu dem von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Termine nicht erfolgt, hat 
dieſe die zu zahlenden Beiträge unter die Genoſſen zu vertheilen. 

Dieſe Vertheilung hat bei den Jahnſchaften und Konſortenſtücken nach 
Maßgabe der Antheile, im Uebrigen aber nach dem Grundſteuerreinertrage der 
betheiligten einzelnen Grundſtücke zu erfolgen. 
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Die Beſtimmungen über die Veranlagung und Erhebung der Forſt⸗ 
verwaltungskoſtenbeiträge werden durch eine von der Aufſichtsbehörde zu erlaſſende 
Bekanntmachung getroffen, die im Amtsblatt zu veröffentlichen iſt. 

Die einzelnen Verbände, ſowie die einzelnen Genoſſen können gegen die 
Feſtſetzung der auf fie entfallenden Beiträge Einſpruch im Verwaltungsſtreit 
verfahren erheben. 

Die Beitreibung der Beiträge erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 

Die aus der ſtaatlichen Oberaufſicht erwachſenden Koſten fallen der Staats⸗ 
kaſſe zur Laſt. 


F. 27. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1897 in Kraft. 

Mit dem nämlichen Tage treten das Heſſiſche Forſtgeſetz für das ehemalige 
Amt Olpe im Kreiſe Olpe vom 6. Januar 1810 und das Geſetz, betreffend die 
Abänderung einiger Beſtimmungen dieſes Geſetzes, vom 27. Juni 1875 Geſetz— 
Samml. S. 415) außer Kraft. 

Das Geſetz über gemeinſchaftliche Holzungen vom 14. März 1881 Geſetz— 
Samml. S. 261) findet auf die dieſem Geſetze unterliegenden Grundſtücke keine 
Anwendung. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 3. Auguſt 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
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Anlage A. 


Niacweifung der Jahnſchaften. 


Nr Name N Name Nr Name 
der Jahnſchaft. r. der Jahnſchaft. der Jahnſchaft. 
I. Stadt Olpe. 10. Rüblinghauſen, 7. Huppen, 
1. Olpe 11. Saßmicke. 8. Schwarzbruch, 
“| i 9. Bebbingen, 
III. Amt Drolshagen. 10. Heid 
p m 
1. Neuenkleusheim an XIer Jahuſc aft, 12 Döingen, 
der Rohnard, e 1% 13. Dörnſcheid, 
2. Neuenkleusheim, e 5 14. Ottfingen I, 
3. Altenkleusheim, öſt⸗ [5 Huſten Sense I 
liche, e 16. Hünsborn, 
4. Altenkleusheim, weſt⸗ 17. Altenhof, 
liche, dal | IV. Amt Wenden. 18. Girkhauſen, 
5. Thieringhauſen, 1. Wenden, 19. Schönau, 
6. Thieringhauſen⸗ 2. Möllmicke, 20. Buchelerhof, 
Scheiderwald, 3. Gerlingen, 21. Elben, 
7. Günſen, 4. Hillmicke, 22. Elben⸗Scheiderwald. 
8. Rohnard, 5. Büchen, 
9. Dahl, 6. Brün, 
| 
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Machweiſung der Lorſtbezirke. 


Name 
des Forſtbezirks. 


I. Amt Drolshagen. | 5 
Alperſcheid, 


Belmicke, 
Benolpe, 
Berlinghauſen, 
Beul, 


Bleche, 

7. Börlinghauſen, 
Brachtpe-Fohrt, 
9. Bruch, 
Buchhagen, 
Bühren, 
Dirikingen, 


Dumicke, 


Eichen, 
Eltge, 
Eſſinghauſen, 
Fahrenſchotten, 


Feldmannshof, 


9. Frenkhauſen, 
.Gelslingen, 
Germinghauſen— 


Junkernhöh, 


Güipperich, 
3. Halbhuſten, 
5 | Heiderhof, 


Name 
des Forſtbezirks. 


25. Heimicke, 


5. Herpel, 
Heßbecke, 
Huſten, 
Hützemert, 
Iſeringhauſen, 
Kalberſchnacke, 
2. Köbbinghauſen, 
3. Kram, 
Lüdeſpert, 
Neuenhaus, 
Oehringhauſen, 
Potzenhof, 
Scheda, 

9. Schlade, 
Schlenke, 
Schreibershof-Schür— 


holz-Brink, 


Schlützenbruch, 
Sendſchoͤtten, 
Siebringhauſen, 
5. Stupperhof, 
Wegeringhauſen, 
Winkhauſen, 
Winterſohl, 


Wörde, 


Wormberg. 


Nr. 


oſenthal, 
Kircheſohl, 
Eichhagen, 
Stade, 
Hitzendumike, 
Schneppenohl, 


Name 
des Forſtbezirks. 


II. Amt Olpe. 
tonnewinfel, Lans 
gemeinde 
Olpe. 


8. Niederſten⸗ 


d — 


hammer, 


Hahnemike, 
Hohwald, 

Sondern, 

Weikenohl, 
3. Oberneger, 
Mittelneger, 
Unterneger, 
5. Siedenſtein, 


Gemeinde 
Rohde. 


Rhode, 


Hohl, 
9. Waukemike, 
.Grieſemert. 


III. Amt Wenden. 


Nömershagen n 
! \ytömers- 
Trömbach. 5 hagen. 


ae 


(Nr. 9936.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Blankenheim, Geilenkirchen, Heins— 
berg, Hennef, Rheinbach, Adenau, Boppard, Caſtellaun, Cochem, Mayen, 
Trarbach, Opladen, Saarlouis, Sankt Wendel, Bitburg, Daun, Hillesheim, 
Neuerburg, Perl, Prüm, Rhaunen, Saarburg, Wapweiler und Wittlich. 
Vom 9. Auguſt 1897. 


Ai Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Blankenheim gehörigen Gemeinden 
Freilingen und Wahlen, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Geilenkirchen gehörige Gemeinde 
Schimmerquartier, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Heinsberg gehörige Gemeinde Ratheim, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hennef gehörige Gemeinde Seelſcheid, 
ſoweit ſie nicht in das Zuſammenlegungsverfahren einbezogen, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Rheinbach gehörige Gemeinde Mecken— 


heim, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Adenau gehörige Gemeinde Wieſen— 
ſcheid, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Boppard gehörige Gemeinde 
Brodenbach, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Caſtellaun gehörige Gemeinde 
Budenbach, 


für die zum Bezirke des Amtsgerichts Cochem gehörigen Gemeinden Ham— 
buch, Auderath und Zettingen, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Mayen gehörige Gemeinde Ober— 
Mendig, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Trarbach gehörigen Gemeinden 
Trarbach und Traben, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Opladen gehörige Gemeinde Bürrig, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Saarlouis gehörige Gemeinde Obereſch, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Sankt Wendel gehörige Gemeinde 
Urweiler, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Bitburg gehörigen Gemeinden 
Peffingen und Wettlingen, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Daun gehörige Gemeinde Gefell, 

(Nr. 9936.) 


er 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hillesheim gehörigen Gemeinden 
Uexheim-Ahütte und Nieder Ehe, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Neuerburg gehörigen Gemeinden 
Freilingen und Nusbaum, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Perl gehörige Gemeinde Ober-Leuken, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Prüm gehörige Gemeinde Steffeln, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Rhaunen gehörige Gemeinde Horel, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Saarburg gehörige Gemeinde Wawern, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Waxweiler gehörigen Gemeinden 
Ober⸗Lauch und Habſcheid, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Wittlich gehörige Gemeinde Flußbach 
am 15. September 1897 beginnen ſoll. 
Berlin, den 9. Auguſt 1897. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 7. April 1897, betreffend den 
Bau und Betrieb einer vollſpurigen Nebeneiſenbahn von Oldenburg i. H. 
nach Heiligenhafen durch die Kreis Oldenburger Eiſenbahngeſellſchaft, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 23 S. 229, 
ausgegeben am 22. Mai 1897 (die Berichtigung eines beim Abdruck der 
Konzeſſionsurkunde vorgekommenen Druckfehlers iſt im Amtsblatt derſelben 
Regierung Nr. 32 S. 316 erfolgt); 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. Mai 1897, betreffend die Genehmigung 
des 3. Nachtrags zu dem Statut der Landeskultur-Rentenbank für die 
Provinz Schleſien vom 22. Juli 1881, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 27 S. 319, ausgegeben am 
3. Juli 1897, 

der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 27 S. 181, ausgegeben am 
3. Juli 1897, 

der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 26 S. 187, ausgegeben am 
25. Juni 1897; 


al. Ama 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Mai 1897, betreffend die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Altmärkiſche Kleinbahn, Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, zu Clötze im Kreiſe Gardelegen zur Entziehung und zur dauernden 
Beſchränkung des zur Anlage einer Kleinbahn von Clötze nach Wernſtedt 
in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 25 S. 221, ausgegeben am 
19. Juni 1897; 


4) das am 20. Mai 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage 
genoſſenſchaft Copainen im Kreiſe Heiligenbeil durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 25 S. 241, ausgegeben am 
24. Juni 1897, 


5) das am 5. Juni 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Czarna⸗ 
Meliorationsgenoſſenſchaft in den Kreiſen Lyck und Oletzko durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 30 S. 275, aus⸗ 
gegeben am 28. Juli 1897; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Juni 1897, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Verwaltung der Kaiſerlichen Marine zur Ent⸗ 
ziehung und zur dauernden oder vorübergehenden Beſchränkung des zum 
Zweck der Erbauung eines großen Trockendocks auf der Werft zu Kiel 
und der im Zuſammenhange damit nothwendig werdenden Erweiterung 
der Anlagen der letzteren in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 30 
S. 293, ausgegeben am 3. Juli 1897; 


7) das am 16. Juni 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungs⸗ und Drainagegenoſſenſchaft Pietraſchen-Gaylowken zu Pie⸗ 
traſchen im Kreiſe Lyck durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Gumbinnen Nr. 29 S. 265, ausgegeben am 21. Juli 1897; 


8) das am 16. Juni 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft an der Fuhſe von Groß-Ilſede bis Peine zu 
Klein-Ilſede im Kreiſe Peine durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Hildesheim Nr. 30, Beilage, ausgegeben am 23. Juli 1897; 


9) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Juni 1897, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Aachener Kleinbahngeſellſchaft zu Aachen 
zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum Bau der Klein— 
bahnen: 1) Eſchweiler —Eilendorf, 2) Eſchweiler Alsdorf (Grube Anna) 
mit Abzweigung nach Neuſen (Linden), 3) Eſchweiler — Hof Köttenich, 
4) Stolberg -Vicht einſchließlich der Herſtellung von Verſtärkungsleitungen 
für die elektriſche Kraftzuführung in Anſpruch zu nehmenden Grundeigen— 
thums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 29 
S. 179, ausgegeben am 8. Juli 1897; 
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10) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Juni 1897, betreffend die Verleihung 


er 


— 


des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Schweidnitz für die von ihm zu bauende Chauſſee von der Zobten— 
Mettkauer Kreischauſſee nach und durch Protſchkenhain, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 30 S. 351, ausgegeben am 
24. Juli 1897; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Juni 1897, durch welchen der Stadt— 
gemeinde Erfurt das Recht verliehen worden iſt, ein der Gemeinde Hoch— 
heim gehöriges Grundſtück mit einer zum Zwecke der Legung und Unter— 
haltung der Druckrohrleitung für das neue ſtädtiſche Waſſerwerk noth- 
wendigen dauernden Beſchränkung zu belaſten, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Erfurt Nr. 33 S. 155, ausgegeben am 7. Auguſt 
1897; 

das am 26. Juni 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Radomno im Kreiſe Löbau durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 30 S. 257, aus— 
gegeben am 29. Juli 1897; 

das Allerhöchſte Privilegium vom 30. Juni 1897 wegen Ausfertigung auf 
den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Inowrazlaw im Betrage 
von 1200000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Bromberg Nr. 30 S. 377, ausgegeben am 29. Juli 1897; 

das Allerhöchſte Privilegium vom 7. Juli 1897 wegen Ausfertigung auf 
den Inhaber lautender Stadtanleiheſcheine der Stadt Schmalkalden im 
Betrage von 550 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Caſſel Nr. 32 S. 181, ausgegeben am 11. Auguſt 1897. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


